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Dilles überraschend in Europa
Besprechungen in London, Paris und Bonn über die Deutschlandfrage

Washington/Bonn (ap). Der amerikanische Außenminister 
Dulles ist überraschend zu Besprechungen über die Deutsch­
land- und die Berlin-Frage nach London, Daris und Bonn ge­
reist. Wie das amerikanische Außenministerium mitteilte, sind 
Gespräche mit Premierminister Macmillan, Staatspräsident 
de Gaulle und Bundeskanzler Adenauer vorgesehen. Nach Mit­
teilung amerikanischer Begierungsbeamter ist für die Blitztour 
des Außenministers nach Europa zunächst eine Dauer von einer 
Woche vorgesehen.

Die Reise des amerikanischen 
Außenministers, *der in Paris 
auch mit NATO-Generalsekretär 
Spaak Zusammentreffen soll, 
steht offensichtlich im Zusam­
menhang mit Berichten über 
Differenzen in der Haltung der 
westlichen Verbündeten in der 
Deutschland - Politik. Danach 
sollen Adenauer und de Gaulle 
sich zugunsten eines härteren 
Kurses ausgesprochen haben als 
Maemillan und Dulles. Britische 
und amerikanische Kegierungs- 
kreise sollen geneigt sein, bei 
Verhandlungen mit Moskau eine 
elastischere Haltung einzuneh­
men.

Wie aus der Mitteilung des 
State Department über die Beise 
des amerikanischen Außenmini­
sters hervorgeht, hält es Dulles 
im gegenwärtigen Stadium der 
Entwicklung für nützlich, einen 
persönlichen Meinungsaustausch 
mit den Begierungen in Lon­

don, Paris und Bonn zu führen. 
Das amerikanische Außenmini­
sterium verweist darauf, daß 
die Beise des Ministers ledig­
lich die Bedeutung unterstreiche, 
welche die westlichen Verbün­
deten der Einheitlichkeit ihrer 
Politik bezüglich Berlins und 
Deutschlands beimessen. Die 
Beise von Dulles stehe im Ein­
vernehmen mit der bestehenden 
Praxis der engen persönlichen 
Kontakte in wichtigen politi­
schen Fragen.

Bonn war unterrichtet
Bundeskanzler Dr. Adenauer ist 

von dem Besuch des amerikani­
schen Außenministers in Bonn 
rechtzeitig unterrichtet worden. 
In Begierungskreisen wird der 
Besuch von Dulles begrüßt und 
die Überzeugung ausgesprochen, 
daß er zu einer Klärung der 
Standpunkte in der Berlin-Frage 
beitragen wird.

Kroll bei Cliriistscliow
Lange Unterredung auf Ersuchen des Botschafters

Moskau/Bonn (ap/dpa). Der 
sowjetische Ministerpräsident 
Chrustschow hat den Botschaf­
ter der Bundesrepublik, Dr. 
Hans Kroll, zu einer Unter­
redung empfangen. Einzelheiten 
über den Inhalt des Gesprächs, 
an dem auch der stellvertre­
tende Außenminister Sorin teil­
nahm, wurden offiziell nicht 
mitgeteilt. Aus diplomatischen 
Kreisen wurde jedoch bekannt,

die Unterredung sei lang ge­
wesen. Etwa zur gleichen Zeit 
suchte in London der dortige so­
wjetische Geschäftsträger Rosch- 
tschin auf eigenen Wunsch den 
britischen Außenminister Lloyd 
auf. Es dürften ebenso wie in der 
sowjetischen Hauptstadt Fragen 
im Zusammenhang mit der 
Deutschland- und der Berlin- 
Frage besprochen worden sein.

Der amerikanische Außen­

minister wird im Kähmen sei­
ner Europa-Blitzreise am Sonn­
abend in Bonn eintreffen. Er 
wird sich etwa zwei Tage in der 
Bundeshauptstadt aufhalten. 
Nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung sollte die Vier­
mächtekonferenz zwischen den 
drei Westmächten und der So­
wjetunion über die Deutsch­
land- und Berlin-Frage in der 
zweiten Hälfte Mai stattfinden.

Wie ein Kegierungssprecher 
mitteilte, will Dulles in Be­
sprechungen mit Bundeskanzler 
Adenauer und Bundesaußenmi­
nister von Brentano unterschied­
liche Nuancen in .den westlichen 
Auffassungen über die Begeg­
nung der sowjetischen Deutsch­
land-Offensive aus dem Wege 
räumen. Das Ziel der Bespre­
chungen von Dulles in den 
westeuropäischen Hauptstädten 
sei eine klare und eindeutige 
Antwort des Westens an Mos­
kau. Es sei nicht wahrschein­
lich, erklärte der Sprecher wei­
ter, daß Dulles erheblich neue 
Vorstellungen unterbreiten wer­
de. Die Basis der westlichen 
Politik sei durchaus einmütig, 
so daß gewisse Nuancen ohne 
größere Schwierigkeiten besei­
tigt werden könnten.

Französischer Vorentwnrf
Der Sprecher teilte weiter mit, 

die französische Regierung habe 
Ende voriger Woche der Bun­
desregierung einen Vorentwurf 
für die Antwort an die Sowjet­
union zugeleitet. Wie von unter­
richteter Seite ergänzend ver­
lautete, schlägt die französische 
Regierung einerseits die Zurück­
weisung der sowjetischen Vor­
schläge über Berlin und einen 
deutschen Friedensvertrag und 
andererseits Ost-West-Verhand- 
lungen über das gesamte Pro­
blem und die europäische Si­
cherheit vor.
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Pläne und 
Termine

K.W.B. In der amerikanischen 
Hauptstadt hat sich eine ameri­
kanisch - britisch - französisch - 
deutsche Arbeitsgruppe zusam­
mengesetzt, um die westlichen 
Ansichten zu erarbeiten, die man 
Moskau als Antwort auf den 
sowjetischen „Friedensvertrags“- 
Plan übergeben wird. Wenn 
auch noch nicht abzusehen ist, 
bis zu welchen konkreten The­
men - Angeboten die Arbeits­
gruppe kommen will, so ist 
doch bereits erkennbar, daß die 
deutschen Vorschläge den Um­
fang und die Substanz der 
westlichen Konzeption wesent­
lich bestimmen werden. Man 
setzt sich gewiß nicht in Wa­
shington zusammen, um weit 
weg vom Tatort in Ruhe die 
Vielzahl der Probleme zu durch­
denken, sondern man tut dies 
fraglos mit Rücksicht auf das 
Gewicht, das in diesen jetzt 
notwendig werdenden Ausein­
andersetzungen Amerika hat.

Den Amerikanern und insbe­
sondere ihrem Außenminister 
John Foster Dulles ist in den 
letzten Wochen aus den ver­
schiedensten Lagern immer wie­
der suggeriert worden, sie seien 
dabei, in ihrer Deutschland­
politik eine Wendung oder min­
destens eine Schwenkung zu 
vollziehen. Dulles kommt nach 
Europa: nach London, Paris
und Bonn. Schon in diesem Ent­
schluß wird man den amerika­
nischen Wunsch ausgedrückt 
sehen, das europäische Konzept 
einstimmig zu machen. Die Tage 
und Wochen, in denen jetzt die 
Arbeitsgruppe in Washington 
an einem Deutschland-Programm 
zur Verhandlung mit Moskau 
arbeitet, werden uns allen wei­
tere Klarheit darüber verschaf­
fen. Wir erwarten das, obwohl 
wir hoffen, daß der Gang der 
Gespräche nicht durch Bombar­
dements von Projekten und 
Plänchen, Bedenken und Speku­
lationen auf dem Marktplatz der 
Zeitungen und der Parteien be­
lastet und verwirrt wird. Wor­
auf der Westen bei der Kon- 
zipierung seines Deutschland- 
Angebotes zielen muß, ist 
vielmehr, eine Grundlage für 
Verhandlungen zu finden. Der

stärkste Partner für Verhand­
lungen aber, die die deutsche 
Frage* angehen, ist natürlich 
Washington. Die Deutschen 
haben entscheidendes Interesse 
daran, die Amerikaner in dieser 
Verhandlungsposition stark und 
mit Aussicht auf Erfolg zu 
wissen.

*

Unsere grundsätzliche deutsche 
Übereinstimmung mit Washing­
ton hat einen wesentlichen Teil 
unserer bisherigen Politik aus­
gemacht. Es war eine Politik, 
die uns den freien Teil Deutsch­
lands sicherte und kräftigte. 
Wenn auch bisher jede tatkräf­
tige Übereinkunft der Bundes­
republik mit den Vereinigten 
Staaten unsere Haltung zur So­
wjetunion ständig beeinflußte, 
so tun wir jetzt gut daran, in 
den USA überhaupt den politi­
schen Sachwalter für Deutsch­
land zu erkennen. Das Deutsch­
land-Problem ist von den So­
wjets gestellt. Die Berlin-Frage 
ist zum Angelpunkt der großen 
Auseinandersetzung hochgespielt 
worden. Die amerikanische Po­
litik und mit ihr die Politik des 
verbündeten Westens kann die­
sen Fragenkreis also nicht mehr 
als einen Teil ihrer üblichen 
politischen Krisenbeschäftigung 
behandeln. Der Schauplatz, den 
die Sowjets etabliert haben, 
läßt sicl£ nicht mit einer in 
Noten oder Gegenerklärungen 
sich erschöpfenden Ignorierung 
einnebeln. Das amerikanische 
Wort wird also gewiß über das 
hinauszuführen haben, was bis 
jetzt zwischen Moskau und 
Washington während der letz­
ten Jahre in Sachen Deutsch­
lands gesagt wurde.

*
Die Termine, die jetzt die 

Diplomatie für die nächsten Mo­
nate — freilich noch sehr spe­
kulativ — errechnet, leisten 
natürlich dem Schlagwort von 
der „Neuorientierung“ der Po­
litik, die im Zuge sei, Vorschub. 
Daß wir für den März eine 
Vierer-Konferenz des Westens 
erwarten, daß wir im Mai viel­
leicht an eine Konferenz der 
Außenminister Amerikas, Eng­
lands, Frankreichs und der So­
wjetunion denken können — das 
bringt allein die Vorstellung 
von Bewegung in die so fest­
gefrorenen politischen Fronten. 
Leider aber ist mit dem Wunsch 
nach Bewegung noch keine ein­
zige politische Frage gelöst

worden. Schon gar nicht hat 
man sich vom Alpdruck unseres 
schlimmen Schicksals befreit, 
wenn man den Preis der Neu­
orientierung für eine trügerische 
Ruhe zahlt. So kann, was wir 
den Sowjets als Vorschlag zu 
Verhandlungen über das Deutsch­
land - Problem anbieten, nicht 
etwas völlig anderes sein als 
das, was wir seit eh und je über 
die Freiheit und das Selbst­
bestimmungsrecht der Völker 
denken.

*

Für die Vorschläge hierzu 
haben nicht nur in Bonn und 
zwischen den Kanzleien in den 
europäischen Hauptstädten in 
den letzten Tagen Beratungen 
einander gejagt. In London hat 
sich Staatssekretär Scherpenberg 
mit dem britischen Premier­
minister und dem Außenmini­
ster über spezielle britische 
Überlegungen hierzu besprochen, 
und der Austausch der Ge­
danken mit den französischen 
Partnern ist auf den normalen 
diplomatischen Kanälen gelau­
fen. Wir glauben nicht, daß die 
Auseinandersetzungen nun schon 
abgeschlossen sein könnten. Wir 
halten auch das, was die deut­
sche Gruppe jetzt in Washing­
ton in die gemeinsame westliche 
Haltung einbringen wird, nur 
für eine allgemeine Marschroute. 
Noch haben wir ja auch auf die 
Interpretation hinzuhören, die 
die Sowjets ihren Aktionen und 
Reaktionen geben. Wenn wir 
vielleicht bereit wären, zu er­
kennen, daß sie ihre Ultimaten 
aufgegeben haben, so haben 
Chrustschow und Gromyko in 
diesen Tagen vom Podium ihres 
Parteikongresses, aus jedenfalls 
kenntlich gemacht, daß ihnen 
nur mit einer harten und sehr 
gewichtigen Gegenkonzeption 
begegnet werden kann.

Die Termine, die die Sowjets 
gesetzt haben, waren von vorn­
herein nur als Alarmglocke, 
nicht aber als reale Aktion ge­
dacht. Sie sind auch nicht wich­
tig für das, was jetzt von West­
licher Seite zu geschehen hat. 
Auf die Exaktheit der Pläne, 
die nun zu entwickeln sind, 
kommt es auch nicht in erster 
Linie an. Wohl aber darauf, 
Moskau ein gemeinsames Kon­
zept des Westens zu präsen­
tieren, das die Sowjetunion 
nötigt, dieses Deutschland-Pro­
gramm zum Gegenstand von 
Verhandlungen zu machen,



USA bieten erneut Verhandlungen an
Eisenhower und Dulles für Verständigung mit Moskau über Europa und Abrüstung

"Washington (ap/tlpa). Die Bereitschaft der USA zu Verhand­
lungen mit der Sowjetunion in weitgestecktem Rahmen haben 
Präsident Eisenhower und Außenminister Dulles erneut zum 
Ausdruck gebracht. Präsident Eisenhower machte auf seiner 
wöchentlichen Pressekonferenz zur Voraussetzung, daß Ver­
handlungen die Aussicht auf eine grundlegende Verständigung 
über den Frieden in Europa und in der Abrüstungsfrage er­
öffnen. Außenminister Dulles vertrat vor dem Außenpolitischen 
Ausschuß den gleichen Standpunkt, warnte aber nachdrücklich 
vor hintergründigen Absichten der Sowjetunion.

Eisenhower betonte, daß die 
USA als Voraussetzung für 
weitere Fortschritte zunächst 
eine Verständigung mit der So­
wjetunion über den Frieden in 
Europa und einen allgemeinen 
Gewaltverzicht erstrebten; spä­
ter könnten kontrollierte Ver­
einbarungen über die Frage der 
Überraschungsangriffe, der 
Kernwaffenversuche und anderer 
Probleme folgen.

Es sei das Ziel der amerika­
nischen Regierung, mit der So­
wjetunion zu einem grundlegen­
den Übereinkommen zu gelan-

Berlin-Etat
Berlin. Der Berliner Senat er­

örterte den Etat für das kom­
mende Rechnungsjahr, der nach 
dem ersten Entwurf mit rund
3.3 Milliarden DM abschließt.' 
Davon entfallen rund 430 Mill. 
DM auf den Außerordentlichen 
Haushalt. Der Fehlbetrag soll 
nach Mitteilung unterrichteter 
Kreise mit etwa 90 Mill. DM 
veranschlagt worden sein. Wie 
weiter bekannt wird, rechnet 
man in Berlin mit einer Buh- 
deshilfe in Höhe von rund 
1 bis 1,1 Milliarden DM.

gen, von dem ein echter und 
wirklicher Fortschritt zum Frie­
den hin abhänge. Im übrigen 
seien die USA stets bemüht ge­
wiesen, mit der Sowjetunion poli­
tische Fragen in einem größe­
ren Zusammenhang zu erörtern.

Auf die Frage, ob er Ge­
spräche mit der Sowjetunion 
vor Ablauf der vom Kreml ge­
setzten Berlin-Frist für zweck­
voll halte, erklärte Eisenhower, 
seiner Ansicht nach seien alle 
Gespräche nützlich, die sich 
fruchtbar mit den Differenzen 
zwischen den verschiedenen Völ­
kern und deren Regierungen be­

faßten. Erfolgreiche Gespräche 
in dieser Angelegenheit könnten 
eine allgemeine Verständigung 
über den Frieden in Europa und 
die Bereitschaft beider Seiten 
auf Gewaltverzicht fördern.

„Unvorsichtige Leute“
Außenminister Dulles erklärte 

ebenfalls die Bereitschaft der 
USA zu aussichtsreichen Ver­
handlungen auf allen Ebenen 
einschließlich einer Gipfelkon­
ferenz, erinnerte aber gleich­
zeitig nachdrücklich daran, daß 
bisher jeder sowjetische Vor­
schlag zur Berlin-Frage, zum 
Deutschland-Problem und zur 
Beendigung des kalten Krieges 
auf eine Schwächung des Wider­
standes der freien Welt gegen­
über dem Kommunismus abge­
zielt habe.

Dulles warnte insbesondere 
vor einem zweiseitigen Abkom­
men zwischen den USA und der 
Sowjetunion, das „vielen unvor­
sichtigen Leuten ein Gefühl der 
Erleichterung und darüber hin-- 
aus das Gefühl geben würde, 
daß die Anstrengungen und 
Opfer nicht mehr notwendig 
sind, zu denen sie jetzt aufge­
rufen werden“. Die Sowjetunion 
versuche seit langem, zu einem 
derartigen Ergebnis zu kommen. 
Der kalte Krieg könne nach sei­
ner innersten Überzeugung je­
doch nicht auf diese Weise be­
endet werden, weil das den Sieg 
des internationalen Kommunis­
mus bedeuten würde.

Als geeigneten Zeitpunkt für 
eine Ost-West-Konferenz auf 
hoher Ebene über das Deutsch­
land-Problem und die Frage der 
europäischen Sicherheit hat Dul­
les das Frühjahr genannt. Die 
Vorlage eines neuen und an­
nehmbaren Wiedervereinigungs­
planes sei in erster Linie Sache 
der Sowjetunion; der sowje­
tische Konföderationsplan sei 
aber ungeeignet, da er die Spal­
tung Deutschlands verewigen 
würde.

Entscheidende Phase beginnt
Neue Deutschland-Politik des Westens

Bonn (dpa). Die Bundesregie­
rung hat die Serie ihrer Son­
dierungen und Konsultationen 
in westlichen Hauptstädten mit 
einem Besuch von Staatssekre­
tär van Scherpenberg in London 
abgeschlossen. Die Gespräche 
Dittmanns und von Eckardts in 
Washington und van Seherpen­
bergs in Paris und London 
sollen berücksichtigt werden, 
wenn Bonn in den nächsten 
Tagen seine Haltung für die 
bevorstehenden westlichen Be­
ratungen festlegt.

über die Gespräche van Scher- 
penbergs in London verlautet, 
die britischen Gesprächspartner 
hätten erneut ihr Interesse ’an 
einer beweglichen Haltung in 
den Verhandlungen mit den 
Sowjets hervorgehoben. Pre­
mierminister Macmillan hatte 
vor kurzem von „Bewegung und 
Anpassung“ in den westlichen

Plänen gesprochen und damit 
den Standpunkt des amerikani­
schen Außenministers Dulles 
von einer Flexibilität des 
Westens in der Deutschland­
frage unterstrichen.

Die entscheidende Phase der 
Überprüfung der westlichen 
Deutschlandpolitik beginnt, 
wenn Anfang Februar in Wa­
shington der Arbeitsausschuß 
Zusammentritt. Der Arbeitsaus­
schuß • wird die westliche Ant­
wort auf die sowjetische Note 
vom 10. Januar entwerfen. Man 
hält es für nicht ausgeschlossen, 
daß sie eine ost-westliche 
Außenministerkonferenz für An­
fang April in Genf vorschlagen 
wird.
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Konfirmation nur eine Ost-Not?
Nach der Tagung der evangelischen Synode in Berlin

DT. Berlin (Eigenber.). Vier 
Tage lang beriet eine außer­
ordentliche Synode der Evange­
lischen Kirche von Berlin-Bran­
denburg über ihre Antwort auf 
die im letzten Jahr auf volle 
Touren geschaltete Kampagne 
für die Jugendweihe. Ebenso 
wie in den anderen Landeskir­
chen, die in der Sowjetzone lie­
gen, suchten die Synodalen 
einen Weg für ihre Gemeinden, 
in denen immer mehr Eltern 
vor dem Zwang des Regimes ka­
pitulieren und ihre Kinder zur 
Teilnahme an der atheistischen 
Weihe veranlassen.
Sünden der Väter

Im gespaltenen Deutschland 
erinnert eine zur Staatsdoktrin 
erhobene Gottlosigkeit plötzlich 
sehr deutlich daran, daß die 
Fundamente der evangelischen 
„Volkskirche“ seit einem Jahr­
hundert von den Fluten der 
Säkularisation ausgehöhlt wer­
den. Gewiß, man wußte in 
Pfarrhäusern und Konsistorien 
längst davon, aber man hat im­
mer wieder gezögert, die Kon-i 
Sequenzen zu ziehen.

Den Kommunisten der So­
wjetzone fällt es deshalb heute 
nicht schwer, den Hebel anzu­
setzen. Ihr rigoroser Angriff ge­
gen die Konfirmation trifft die 
schwächste, zugleich jedoch zen­
tralste Position der Kirche, die 
bisher die Vorstellung einer das 
deutsche Volk umspannenden 
Glaubensgemeinschaft zumindest 
äußerlich aufrechterhalten hat. 
Vergeblich haben in den vergan-

Verdienst um  Berlin
Berlin (dpa). Führende Ver­

treter des Berliner Kulturlebens 
sind durch den Bundespräsiden­
ten mit dem Großen Verdienst­
kreuz des Verdienstordens der 
Bundesrepublik ausgezeichnet 
worden. Es handelt sich um den 
Intendanten des Schiller- und 
des Schloßpark-Theaters, Boles- 
law Barlog, den leitenden Diri­
genten des Berliner Philharmo­
nischen Orchesters, Herbert von 
Karajan, den Direktor der Hoch­
schule für Musik, Boris Blacher, 
und den - Verleger Reinhard 
Jaspert.

genen Jahrzehnten profilierte 
Theologen (von Wiehern bis 
Bonhoeffer) davor gewarnt, wei­
ter so' zu tun, als sei das „christ­
liche Abendland“ von Liberalis­
mus und Industrialisierung un­
berührt geblieben. Sie bleiben 
Rufer in der Wüste. Jährlich 
konfirmierte die Kirche Zehn- 
tausende junger Menschen, die 
es aber dabei bewenden ließen, 
Kirchensteuer-Christen zu sein. 
Die Kirche hielt an der trüge­
rischen Größe der Zahl fest.

Taktische Antwort
Heute nun wird sie, aus ganz 

anderen Gründen, in einem Teil 
Deutschlands zum Rückzug ge­
zwungen, den sie freiwillig nicht 
antreten wollte, weil sie dem 
Problem der Konfirmation ge­
genüber ohne Entscheidung war. 
Sie vermag im Moment nur 
eine taktische ■ Antwort auf die 
Jugendweihe zu geben. Für die 
Gemeinden in der Sowjetzone 
ist eine Übergangsregelung in 
aller Eile beschlossen worden. 
Die wirkliche Lösung steht 
noch aus. Sie bereitet den Ver­
antwortlichen schwere Sorgen.

Zweierlei Maß?
Auch die evangelische Kirche 

in der Bundesrepublik muß 
diese Frage beantworten. Es ist 
auf die Dauer unmöglich, jen­
seits der Elbe den jungen/Men­
schen zu einem Bekenntnis zu 
rufen, das ihn zum Paria der 
atheistischen Gesellschaft stem­
pelt, während diesseits der Zo­
nengrenze die Konfirmation wei­
terhin ein unverbindliches, ge­
sellschaftliches Ereignis bleiben 
sollte. Die Anwendung eines 
Kirchengebets gegen Kinder, die 
unter totalitärem Zwang ein 
atheistisches Soll erfüllen müs­
sen und die Einsegnung für 
Kinder in Westdeutschland, bei 
denen sich viele erst bei der 
Trauung wieder ihrer kirch­
lichen Bindung erinnern, wäre 
zweierlei Maß.

Die evangelische Kirche im 
Westen Deutschlands ist damit 
vor eine schwerwiegende Ent­
scheidung gestellt. Von vielen 
evangelisch-kirchlichen Kreisen 
geht die Meinung aus, daß eine 
Änderung der traditionellen 
Konfirmationspraxis darauf hin­
auslaufen müßte, erst den ent­

scheidungsreifen jungen Men­
schen in die Gemeinde aufzu­
nehmen. Man weiß aber, daß 
sich damit das Risiko verbindet, 
daß die Gemeinden in der Bun­
desrepublik genauso wie in der 
Sowjetzone den Weg von der 
großen Zahl zu einer kleinen 
Gemeinschaft gehen müßten.

Ins freiwillige Getto
Es gibt viele Stimmen, die da­

gegen sprechen, daß sich die 
Kirche in der Bundesrepublik 
in dieses freiwillige Getto zu­
rückzieht. Psychologische, finan­
zielle und auch theologische 
Hemmungen stellen sich ein. 
Mit der Aufgabe der „volks­
kirchlichen“ Formen könnte die 
Räumung zahlreicher gesell­
schaftlicher Positionen verbun­
den sein, überdies hegt mancher 
Theologe noch die Hoffnung, 
man könne in einem Staat, der 
dem christlichen Glauben freund­
lich gesinnt ist, das Gebäude 
der „Volksküche“ mit neuem 
Leben erfüllen. Ansätze dazu 
gab es ja seit 1945. Der Kir­
chentag und die Evangelischen 
Akademien sind einige der Ex­
perimente am Rande der Kirche, 
wo die Begegnung mit der sä­
kularisierten Welt gesucht wird. 
Man hat keine Mühen gescheut, 
einer „anders gewordenen Welt“ 
mit neuen Formen zu begegnen.

Atheismus in Ost und West
Doch alles vermag nicht dar­

über hinwegzutäuschen, daß die 
Kirche in Ost und West vor der 
gleichen Situation steht: vor
einer immer größeren Entfer­
nung des praktischen Lebens 
vom Glauben. Die Ideologen des 
Marxismus-Leninismus haben 
sich das zunutze gemacht und 
könnten jetzt die Kirche in 
ihrem Machtbereich nötigen, 
überfällige Entscheidungen zu 
treffen. Die Gemeinden im We­
sten sind von diesem Druck 
frei. Sie können einen anderen 
Weg wählen, als er in der So­
wjetzone gegangen werden muß. 
Daß es darüber zu einer inne­
ren Spannung im deutschen Pro­
testantismus kommen könnte, 
der gegenwärtig die letzte Klam­
mer des gespaltenen Deutsch­
land ist, erfüllt viele Menschen 
in Ost und West mit tiefer 
Sorge.
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Chnisiscböws Siebenjaliresplan
DT. Auf dem: Parteitag der 

Kommuniisten in Moskau 
schwelgt man in den großen 
Ziffern eines neuen Siebenjahres­
planes. Mari will fünf Jahre 
später, also in zwölf Jahren, so­
gar den amerikanischen Lebens­
standard erreicht oder gar über­
holt haben. Wir können nur be­
grüßen, daß sich die Kommu­
nisten ein so friedliches und 
konkretes Ziel gewählt haben, 
das für lange Zeit ihre ganzen 
Kräfte beanspruchen dürfte. 
Wir können zwar die Ziffern 
und die künftigen Erfolgsmel-

Kritik aus Kairo
Kairo (dpa). Als eine „Ein­

mischung“ in die Angelegen­
heiten der Vereinigten Arabi­
schen Republik hat der Her­
ausgeber der Kairoer Zeitung 
„Al-Acham“, ein enger Freund 
von Staatspräsident Nasser, die 
Darlegungen Chrustschows über 
den Nahen Osten auf dem XXI. 
Parteitag zurückgewiesen.Chrus- 
tschow hatte unter anderem über 
die ideologischen Differenzen 
mit den -arabischen Führern 
referiert und sie wegen ihres 
antikommunistischen Feldzuges 
kritisiert. Zu der Behauptung 
Chrustschows, ein Kommunist 
sei fehlerfrei, schreibt der Her­
ausgeber: „Stalin war 30 Jahre 
lang das Oberhaupt der kom­
munistischen Welt, Chrustschow 
jedoch der erste, der gegen ihn 
zu Felde zog . . . Unser ganzes 
Volk liebt und respektiert die 
Sowjetunion, weil sie für uns 
einsteht. Wir verhalten uns so 
gegenüber der Sowjetunion 
nicht wegen, sondern trotz der 
einheimischen Kommunisten . . . 
W ir glauben, daß der Kommu­
nismus für unser Land nicht 
gut ist.“

„Al-Acham“ ist die erste 
ägyptische Zeitung, die sich 
kritisch mit den Ausführungen 
Chrustschows auseinandersetzt.

düngen nicht nachprüfen. Es 
soll uns aber freuen, wenn das 
russische Volk einmal genug 
zu essen haben wird, sofern die 
geplante Erhöhung der land­
wirtschaftlichen Erzeugung um 
70 Prozent in sieben Jahren ge­
lingen sollte. Auf diesem Gebiet 
dürfte es ihnen am leichtesten 
fallen, die Amerikaner oder

auch andere Staaten einzuholen; 
denn der amerikanische Ehrgeiz, 
noch mehr unverkäufliche Agrar­
güter zu erzeugen, die eingela­
gert werden ftiüssen, wird nicht 
allzu groß .sein. Mehr als sich 
satt essen bei einer qualitativ 
hochwertig zusammengesetzten 
Kost kann man nämlich nicht. 
Daß dies in Rußland anschei­
nend noch nicht der Fall ist, be­
weisen seine hochgespannten 
Fernziele der Agrarerzeugung.

Auch andere, auf den ersten 
Blick imponierende Ziffern, ver­
lieren ihren -Glanz, wenn man 
Vergleiche anstellt. Die Woh­
nungsnot in allen kommunisti­
schen Ländern ist weltbekannt. 
Wenn jetzt in sieben Jahren für 
ein Volk von 200 Millionen Ein­
wohnern, das überdies in der 
Industrialisierung, d. h. also im 
Umziehen vom Lande in die 
Städte begriffen ist, 15 Millionen 
Wohnungen gebaut werden sol­
len, dann würde das knapp die 
Baurate (Wohnungen je 1 Mill. 
Einwohner) erreichen, wie sie in 
der Bundesrepublik schon jahre­
lang verwirklicht wurde. Schließ­
lich hat Chrustschow bis zum 
Ende der sieben Jahre eine Er­
höhung des Realeinkommens je 
Beschäftigten um 40 Prozent in 
Aussicht gestellt. Das wäre also 
das handfeste Endergebnis des 
Planes, wenn nichts schiefgeht.

Auch wir haben sieben Jahre 
des Aufstiegs hinter uns. In 
dieser Zeitspanne erfolgte eine 
Erhöhung des Realeinkommens 
je Erwerbstätigen in der Bun­
desrepublik um nahezu 50 Pro­
zent. Wir gönnen dem rus­
sischen Volk in seinem Auf-

Moskau (ap). Der sowjetische 
Botschafter in der Sowjetzone, 
Michael Perwuchin, und der 
ehemalige Wirtschaftsplaner 
Saburow sind neben den be­
kannten Mitgliedern der „par­
teifeindlichen Gnippe“ . vom 
Parteisekretär des Bezirkes 
Leningrad, Spiridionow, aufge­
fordert worden, ihre Aktionen 
vor dem XXI. Parteikongreß zu 
verantworten. Perwuchin war 
nach Ausschaltung der „partei-

holungsprozeß einen ähnlichen 
Erfolg. Wenn uns Zweifel be­
schleichen, rührt das daher, daß 
die deutsche Sowjetzone unter 
einem ähnlichen Wirtschafts­
system so weit hinter West­
deutschland zurückblieb, obwohl 
nach dem Kriege ähnliche Start­
bedingungen vorhanden waren. 
Selbst der Vorsitzende der 
Plankommission, Leuschner, hat 
das vor der sogenannten Volks­
kammer kürzlich bestätigt, als 
er davon sprach, daß die Ar­
beitsproduktivität in der So­
wjetzone in sieben Jahren ver­
doppelt werden müßte, damit 
die Bundesrepublik eingeholt 
bzw. überholt werden könne.

Chrustschow hat dem russi­
schen Volk die Abschaffung der 
schweren Handarbeit verspro­
chen, ein Vorgang, der im Zuge 
der Industrialisierung auch in 
anderen Ländern eintrat. West­
europäischen Augen hat es im­
mer weh getan, wenn sie auf 
Rußlandreisen russische Frauen 
Schwerstarbeit verrichten sahen. 
Die versprochene Beseitigung 
aller Steuern in Rußland ist 
selbstverständlich nur ein Wort­
spiel. Selbstverständlich lebt die 
nicht kleine russische Bürokra­
tie vom Staat und dieser aus 
der Volkswirtschaft. Diese muß 
auch Raketen, Sputniks und 
allerhand anderes finanzieren. 
Ob das Geld dafür über die Be­
triebe erst zum Verbraucher 
und dann als Steuern zum Staat 
gelangt, oder ob es direkt vom 
Betrieb in die Staatskassen 
fließt, ist für die Sache belang­
los. Kein Kenner der Zusam­
menhänge wird bestreiten, daß 
der sowjetische Staat seine Bür­
ger für Staatszwecke schwer be­
lastet, stärker wohl, als dies 
kapitalistische Länder tun.

feindlichen Gruppe“ um Malen- 
kow und Molotow im Juli 1957 
aus dem Präsidium ausgeschie­
den, aber noch Kandidat des 
Präsidiums geblieben.

Bei der Eröffnung des Partei­
kongresses war Perwuchin zwar 
zugegen gewesen, doch * wurde 
er als einziger Präsidiumskan­
didat oder -mitglied nicht in 
das Kongreßpräsidium oder in 
einen der KongreßausschüssQ 
gewählt.

Anklagen gegen PerwncMn
Moskaus Vertreter in Ostberlin soll sieb verantworten



Deutschland -Vorschläge der FDP
In Bonn unterbreitet Vorerst keine Veröffentlichung

W. Bonn (Eigenbericht). Als erste deutsche Partei hat die 
FDP Gegenvorschläge zu dem sowjetischen Deutschland-Plan 
ausgearbeitet und dem Bundeskanzler, Bundesau^enminister 
und den Vorsitzenden aller Bundestagsfraktionen zugeleitet.

Das ganze Vertragssystem 
sieht die Wiedervereinigung 
Deutschlands in Freiheit vor, 
ferner ein europäisches Sicher­
heitssystem auf der Grundlage 
des Eden-Plans von 1955 und 
des Rapacki-Plans. Das wieder­
vereinigte Deutschland soll we­
der einem östlichen noch einem 
westlichen Militärpakt ange­
hören, aber über eine eigene 
Nationalarmee verfügen.

Verdünnte Zone
Die militärische Seite der 

FDP-Vorsehläge sieht folgen­
dermaßen aus; entsprechend 
dem Rapaeki-Plan soll eine 
atomwaffenfreie Zone in Mittel­
europa eingerichtet werden, zu 
der auch das wiedervereinigte 
Deutschland gehören würde. 
Alle ausländischen Truppen, die 
sich auf deutschem Boden be-' 
finden, sollen in einer bestimm­
ten Frist nach Inkrafttreten $es 
Friedensvertrages in Etappen 
aus Deutschland abgezogen wer­
den. Ein dünner Schleier ’ von 
westallierten und sowjetischen 
Truppen würde aber auf deut­
schem Boden vorhanden blei­
ben, da durch einen gleichzeitig 
abzuschließenden europäischen 
Sicherheitsvertrag entsprechend 
dem Eden-Plan ein Netz von 
Erd- und Luftinspektions-Kom- 
missionen eingerichtet werden 
soll, das offenbar zur Verhinde­
rung eines Überraschungsan­
griffs dienen soll.

Drei entscheidende Fragen
Die FDP erwartet, daß ihre 

Vorschläge bei den weiteren 
Besprechungen der Fraktions­
führer mit Bundeskanzler Dr. 
Adenauer und bei den Bera­
tungen im Auswärtigen Aus­
schuß eine bedeutende Rolle 
spielen werden. Tatsächlich 
dürfte es sich um die bisher 
folgerichtigste ' Durchführung 
der Gedanken handeln, die in 
den letzten Jahren über eine 
Verbindung zwischen der deut­
schen Frage und einem militä­
rischen Auseinanderrücken der 
Großmächte in Mitteleuropa ent­
wickelt worden sind. Wenn es 
zu einer genaueren Prüfung der

Vorschläge kommt, dürften vor 
allem drei Fragen eine Rolle 
spielen :

1. Ist eine Verteidigung Euro­
pas noch möglich, wenn Deutsch­
land aus dem Atlantikpakt aus­
scheidet und die westlichen 
Truppen aus Westdeutschland 
abziehen?

„Diebe Eltern! Wir kennen 
Ihre Fragen und Ihre Nöte in 
bezug auf die Konfirmation. Es 
hat sich in den letzten Jahren 
einiges geändert. Wir leben in 
einer Welt, die nicht mehr 
christlich sein will, und können 
deshalb vieles nicht mehr so 
tun, wie es unsere Eltern oder 
Großeltern gewohnt waren. Dazu 
gehören z. B. unsere großen 
Konfirmationsfeiern, an denen 
■früher fast selbstverständlich 
alle Jungen und Mädchen im 
entsprechenden Alter teilnah- 
men. Das ist heute so nicht 
mehr möglich.

Bei der Konfirmation geht es 
vor allem um den Unterricht, 
das Bekenntnis und den ersten 
Gang zum heiligen Abendmahl, 
Denn ein rechter Christ muß 
Bescheid wissen in der Bibel 
und in der Kirche. Er muß ler­
nen, wie man als Christ in der 
Welt leben und wie man ein 
Glied der Äbendmahlsgemeinde 
werden- kann. Und jeder, der 
das gelernt hat, muß wissen, 
wie gerade er mit seinen Gaben 
in der Gemeinde unseres Herrn 
Jesus Christus helfen kann.

Darum bitten wir Euch, zu 
verstehen, daß man als Christ 
nicht — auch nicht unter Druck 
— ein öffentliches Bekenntnis 
ablegen kann, das verstanden 
wird als ein Bekenntnis in dem 
Sinne ,es gibt keinen Gott*.

2. Ist zu erwarten, daß die 
Sowjetunion und die Macht­
haber in Ostberlin einer Ab­
schaffung des kommunistischen 
Systems in der Sowjetzone zu­
stimmen?

3. Würde das vorgeschlagene 
Verfahren nicht dazu führen, 
daß im Falle eines Scheiterns 
der Verhandlungen Ostberlin 
den Triumph einer Anerkennung 
durch den Westen davontrüge?

Es wäre keine Überraschung, 
wenn Dr. Adenauer und seine 
Mitarbeiter auf alle drei Fragen 
eine höchst skeptische Antwort 
geben.

Viele von Ihnen meinen, dem 
Druck nicht mehr widerstehen 
zu können. Sie trauen es Chri­
stus nicht zu, daß er ihnen in 
ihrer Existenznot helfen kann. 
Wer aus diesem Grund seine 
Kinder zur Jugendweihe schickt, 
muß sich klarmachen, daß er 
dann ehrlicherweise seinem 
Kind nicht zumuten darf, zu 
gleicher Zeit — in der Konfir­
mation — zu sagen: ,Ich glaube 
an Gott, den Allmächtigen, mei­
nen Schöpfer und Heiland.4

Wir tragen solche Schuld und 
Last mit Ihnen und Ihren Kin­
dern zusammen und wollen uns 
nicht von Ihnen trennen. Nie­
mand soll in, seinem Kleinmut 
und Kleinglauben denken, er 
sei allein und ohne Hilfe. Aber 
wir bitten auch herzlich: Tren­
nen Sie sich nicht von uns. Las­
sen Sie uns zusammenbleiben. 
Helfen Sie Ihren Kindern, daß 
sie zu Rüststunden und zur 
Jungen Gemeinde kommen, bis 
sie zur Konfirmation zugelassen 
werden können. Kommen auch 
Sie mit ihnen zum Gottesdienst. 
Wir werden diejenigen, die in 
der Gemeinde Jesu Christi Hei­
mat haben wollen, nicht allein 
lassen. Denn wir gehören um 
Christi willen zusammen.

„Helfen Sie Ihren Kindern“
Synode appelliert an die Eltern der Konfirmanden

Die Provinzialsynode Berlin-Brandenburg: beschloß, einen 
Brief an die Eltern der Konfirmanden zu senden. Er hat fol­
genden Wortlaut:



D E «
T A C

Jahrestag der Blockade
Truman, Attlee und Schuman zum 12. Mai eingeladen

Berlin (Eigenbericht). Der 
zehnte Jahrestag der Beendi­
gung der Berliner Blockade soll 
am 12. Mai in Berlin in An­
wesenheit des Bundespräsiden­
ten Theodor Heuss feierlich be­
gangen werden. Nach den Plä­
nen des Senats sollen zu den 
zahlreichen vorgesehenen Ver­
anstaltungen die führenden 
westalliierten Politiker der 
Blockadezeit, Truman, Attlee 
und Schuman, sowie die ehema­
ligen Militärgouverneure Clay, 
Robertson und Koenig einge­
laden werden. Außerdem erwar­
tet man die damaligen Stadt­
kommandanten der Westmächte, 
HoWley (USA), Herbert und 
Bourne (Großbritannien), Gane- 
val (Frankreich), die Komman­
deure der Luftbrücke sowie die 
Angehörigen der gefallenen 
Luftbrückenflieger.

Höhepunkt der Feierlichkeiten 
sind eine Gedenkstunde mit

Berlin (Eigenmeldg.). Zu den 
zahlreichen Prozessen gegen 
katholische Geistliche und Laien 
in der Zone hat das bischöfliche 
Ordinariat Berlin eine Stellung­
nahme heraus ge geben. Darin 
heißt es, in den Verfahren sei 
die den richterlichen Instanzen 
vorgeschriebene Linie offenbar 
geworden, den Kampf des ZK 
der Sozialistischen Einheitspar­
tei gegen Religion und Kirche 
durch harte Strafen zu unter­
stützen. Insbesondere solle die 
Religionsfreiheit auf die Aus­
übung des Kults beschränkt und 
darüber hinaus die Einheit des 
Bistums Berlin untergraben 
werden. Die Prozesse sollten 
schließlich für den kirchlichen 
Bereich den Beweis erbringen, 
daß Westberlin im Sinne der 
augenblicklichen kommunisti­
schen Propaganda als ein Un­
ruheherd anzusehen sei.

In der gleichen Ausgabe, in 
der die Stellungnahme des Or­
dinariats wiedergegeben wird, 
übt das Berliner „Petrusblatt“ 
scharfe Kritik an den Beschlüs­
sen des SED-Zentralkomitees 
über die „sozialistische Er­
ziehung“ in der Zone, Das Blatt

Kranzniederlegung am Luft­
brückendenkmal und eine Groß­
kundgebung in der Deutsch- 
landhalle. Am Vormittag sind 
Schulfeiern vorgesehen. Bundes­
präsident Heuss gibt am Abend 
des 12. Mai im Schloß Bellevue 
einen Empfang, das damit 
gleichzeitig seiner Bestimmung 
als Berliner Amtssitz des Bun- 
despräsidenfen übergeben wer­
den soll.

Für die Berufsausbildung ju­
gendlicher Hinterbliebener der 
Luftbrückenopfer und für den 
Austausch amerikanischer, bri­
tischer und französischer Stu­
denten soll eine öffentliche Geld­
sammlung „Luftbrückendank“ 
stattfinden, die von ejmsr Stra­
ßensammlung der Jugendorga­
nisationen unterstützt wird. Die 
dabei aufkommenden Geldmittel 
sollen von einer Stiftung ver­
waltet werden, die auch über 
Stipendien zur Berufsausbildung 
entscheidet.

schreibt, die SED habe offenbar 
die Absicht, das Kind schon von 
den ersten Klassen seiner Schul­
zeit an nur unter dem Blick­
winkel seiner Verwendbarkeit 
für die Produktion zu betrach­
ten. Ein Christ könne in der 
„DDR“ nur noch Fachlehrer 
sein, dürfe jedoch keinen gei­
stigen Einfluß mehr in der 
Schule ausüben.

SYnagogenschänder gefaßt?
Düsseldorf (ap/dpa). Die Düs­

seldorfer Kriminalpolizei hat den 
25jährigen Helmut Klier unter 
dem Verdacht festgenommen, 
die Türen der Düsseldorfer Syn­
agoge mit Hakenkreuzen be­
schmiert zu. haben. Untersuchun­
gen des Bundeskriminalamtes 
ergaben, daß weiße Farbspritzer 
an Kliers Kleidung von der 
gleichen Farbsorte stammen, die 
zum Beschmieren der Synagoge 
verwendet worden war. Klier 
könnte bisher weder die Farb­
spuren erklären noch ein Alibi 
für die Tatzeit erbringen.

Der Verhaftete gehörte bis 
zum Verbot der KPD dieser 
Partei an, /

Gegen Volksverhefzung
Bonn (dpa). Die Bundesregie­

rung hat dem Parlament den 
vom Kabinett beschlossenen 
Gesetzentwurf g^gen Volksver­
hetzung zugeleitet. Er gibt dem 
Paragraphen 130 des Straf­
gesetzbuches folgende Fassung: 
„Wer in einer den öffentlichen 
Frieden <5 gefährdenden Weise 
1. zum Haß gegen eine natio­
nale, rassische, religiöse oder 
durch ihr Volkstum bestimmte 
Gruppe aufstachelt, sie be­
schimpft oder sie böswillig ver­
ächtlich macht oder 2. wider 
besseres Wissen verunglimp­
fende Behauptungen tatsäch­
licher Art über sie aufstellt 
oder verbreitet, wird mit Ge­
fängnis nicht unter drei Mo­
naten bestraft. Daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden.“

Kirchenschänder
Berlin (Eigenbericht). Kir­

chenschänder verwüsteten die 
evangelische Dorfkirche in Alt- 
Heiligensee. Die Verbrecher, 
die durch ein eingeschlagenes 
Kirchenfenster eingestiegen wa­
ren, zerstreuten über 100 Ge­
sangbücher in der Kirche, ris­
sen den Altarschmuck herunter, 
gossen das Wasser aus den. 
Blumenvasen über den Altar, 
warfen die Opferbüchsen her­
um, kletterten auf die Empore, 
brachen etwa ein Dutzend Or­
gelpfeifen heraus und schleu­
derten sie von oben ins K ir­
chenschiff hinunter. Die Kirche 
sah nach Mitteilung der Polizei 
„wie nach einer Schlacht“ aus. 
Die Täter brachen außerdem in. 
der Sakristei eine Konfirman- 
den-Sammelbüchse auf und 
stahlen daraus einen kleinen 
Geldbetrag. Zwei junge .Bur­
schen waren vermutlich die 
Kirchenschänder. Passanten be­
obachteten, wie sie aus dem 
Kirchenfenster herauskletterten 
und die Flucht ergriffen.

Moskau lenkt ein
Helsinki (ap). Die seit einigen 

Monaten von der Sowjetunion 
boykottierten Wirtschaftsver­
handlungen zwischen Moskau 
und Helsinki sollen auf so­

wjetischen Vorschlag in den 
nächsten Tagen wieder aufge­
nommen werden. In Helsinki 
wird erwartet, daß Handels­
minister Karjalainen entweder 
in Moskau oder Helsinki mit 
sowjetischen Wirtschaftsexper­
ten Zusammenkommen wird.

SED schürt Klrchenkampf
Stellungnahme zu den Katholiken-Prozessen in der Zone



B ILD ER  DER  WOCHE. Oben: Aufs richtige Pferd setzte Bundesernährungsminister 
Lübke bei der Eröffnung der „Grünen Woche Berlin 1959“. Daneben Regierender 
Bürgermeister Brandt. — Unten: Deutscher Erfolg in St. Moritz. Bei der Internatio­
nalen Viererbob-Meisterschaft der Schweiz eroberte die deutsche Mannschaft mit 
(von links nach recht«) dem Steuermann Franz Schelle, Leonhard Geiger, Josef Sterff 

und Otto Göbel den ersten Platz.


